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„Durch erhöhte Anforderungen müssen Angestellte 22 % ihrer Arbeitszeit für bürokratische Tätigkeiten aufwenden“, heißt es in

einer PM des ifo Instituts vom 4.12.2024. Dies gehe aus einer Umfrage des ifo Instituts unter rd. 450 Führungskräften in Deutsch-

land hervor. Nach Angaben der Managerinnen und Manager entstehe der steigende Zeitaufwand v. a. durch ausufernde Be-

richts- und Informations-, Dokumentations- und Meldepflichten. Außerdem seien die gesetzlichen Regelungen in den letzten

zehn Jahren immer komplexer geworden. Rund 75 % der Teilnehmenden bewerteten die Praxistauglichkeit bzw. Umsetzbarkeit

von Gesetzen dabei als schlecht bis sehr schlecht. Um den bürokratischen Anforderungen gerecht zu werden, müssten knapp

80 % der an der Umfrage teilnehmenden Unternehmen externe Dienstleister beauftragen. In Summe bezifferten die Unterneh-

men die durch Bürokratie verursachten Kosten auf durchschnittlich 6 % ihres Umsatzes. – Das Bundeskabinett hat am 4.12.2024

Änderungen an der Bürokratieentlastungsverordnung beschlossen. Die Bundesregierung hat, so die diesbezügliche PM des Bun-

desministeriums der Justiz (BMJ) desselben Tags, die Verordnung damit an Maßgaben angepasst, die der Bundesrat im Novem-

ber vorgeschlagen hatte. Schon Anfang 2025 werde ein Großteil der Regelungen in Kraft treten und die Wirtschaft um rund

420 Mio. Euro jährlich entlasten. Die Verordnung sei Teil des Meseberger Entlastungspakets und ergänze das Bürokratieentla-

stungsgesetz IV. Sie enthalte Regelungen, die aus rechtlichen Gründen nicht per Gesetz, sondern nur als Verordnungsrecht um-

gesetzt werden können. Verordnungen könnten aufgrund einer gesetzlichen Ermächtigung ohne Parlamentsbeteiligung vonder

Regierung oder der Verwaltung erlassen werden. Schwerpunkte bildeten dabei Maßnahmen zur Förderung der Digitalisierung,

der Abbau von Anzeige- und Mitteilungspflichten sowie weitere Verfahrenserleichterungen und Rechtsbereinigung. Die Verord-

nungwerde nun verkündet. Der Text der Verordnung sei unter https://www.bmj.de abrufbar.
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Verwaltungsanweisung
IPSASB: Veröffentlichung IPSAS 50

-tb- Der International Public Sector Accounting

Standards Board (IPSASB) hat seinen neuen Stan-

dard IPSAS 50 „Erkundung und Bewertung von

Bodenschätzen und Abraumkosten in der Pro-

duktionsphase eines Tagebaus“ veröffentlicht.

Damit soll der bestehende Standard IPSAS 12 er-

gänzt und abgeändert werden. Die PM ist unter

https://www.ipsasb.org abrufbar.

FASB: Änderungsentwurf Thema 326

-tb- Der Financial Accounting Standards Board

(FASB)hateinenÄnderungsentwurf zu „Finanzins-

trumente – Kreditverluste“ (Thema 326) veröf-

fentlicht. Die PM ist unter https://www.fasb.org

abrufbar. Kommentare werden bis zum 17.1.2025

erbeten.

FASB: Änderungen Unterthema 470-20

-tb- Der FASB hat finale Änderungen zu „Schul-

den – Schulden mit Umwandlung und anderen

Optionen“ (Thema 470-20) veröffentlicht. Die PM

ist unter https://www.fasb.org/ abrufbar.

Europäische Union: Vorläufige Einigung zur

Verschiebung der Erstanwendung der EUDR

um zwölf Monate

Am3.12.2024 hat der Europäische Rat in einer un-

ter www.consilium.europa.eu abrufbaren PM ver-

kündet, dass eine vorläufige Einigung zur Ver-

schiebung der Erstanwendung der EU-Entwal-

dungsverordnung (EUDR, EU-Verordnung 2023/

1115) um zwölf Monate erreicht wurde. In der Fol-

ge würde die erstmalige Anwendung für große

undmittlere Unternehmen (inkl. Händler) auf den

30.12.2025 fallen. Die Erstanwendung für Kleinst-

und Kleinunternehmen verschiebt sich auf den

30.6.2026. Substanzielle inhaltliche Änderungen

sollen nicht vorgenommenwerden. In einer unter

www.europarl.europa.eu abrufbaren Veröffentli-

chung des Europäischen Parlaments zur vorläufi-

gen Einigung wird festgehalten, dass die Europä-

ische Kommission bis spätestens 30.6.2025 die

Klassifikation der Länder in Risikoklassen vorneh-

men soll. Geschieht dies nicht rechtzeitig oder ist

die zugrundeliegendeOnline-Plattform zur Einrei-

chung der Sorgfaltserklärungen bis Ende 2025

nicht voll funktionsfähig, wird die Erstanwendung

nochmals verschoben. Die Kommission sagte ih-

rerseits zu, in einer zukünftigen Überprüfung der

Verordnung vereinfachte Anforderungen für Län-

dermiteinereffektivenundnachhaltigenWaldbe-

wirtschaftung zu prüfen. Die vorläufige Einigung

muss vom Rat und dem Europäischen Parlament

bis Ende des Jahres formell beschlossen werden,

um rechtzeitig vor dem derzeitigen Erstanwen-

dungszeitpunkt in Kraft zu treten. Die Parlaments-

abstimmung über die Einigung soll auf der kom-

mendenSitzungvom16.–19.12.2024erfolgen.
(www.drsc.de vom 4.12.2024)

Europäische Kommission: Länderbezogener

Ertragsteuerinformationsbericht (pCbCR) –

Veröffentlichung eines Durchführungs-

rechtsakts

Am 2.11.2024 hat die Europäische Kommission ei-

nen unter ec.europa.eu abrufbaren Durchfüh-

rungsrechtsakt zur länderbezogenen Ertragsteuer-

informationsberichterstattung (Public Country-by-

Country-Reporting, Richtlinie (EU) 2021/2101) ver-

öffentlicht. Der Durchführungsrechtsakt besteht

aus einer Durchführungsverordnung (C(2024) 8363

final) mit vier Anhängen und konkretisiert die

Form und das Format der Berichterstattung. Die

Angaben sollen in einemFormblatt berichtetwer-

den (Art. 3 Durchführungsverordnung), wobei

der Bericht imXHTML-Formaterstellt undmaschi-

nenlesbar ausgezeichnet werden soll (Art. 4

Durchführungsverordnung). Die Vorschriften sol-

len für ab dem ersten Januar 2025 beginnende

Geschäftsjahre gelten (Art. 5 Durchführungsver-

ordnung). Damit der Durchführungsrechtsakt

rechtlich verbindlich wird, muss er erst noch im

EU-Amtsblatt veröffentlichtwerden.
(www.drsc.de vom 12.3.2024)

Europäische Kommission: Omnibus-Verord-

nung zur Vereinfachung von ESG-Berichts-

pflichten geplant

Nach einem Treffen der EU-Staats- und Regie-

rungschefs mit der Europäischen Kommission am

8.11.2024 in Budapest kündigte Kommissionsprä-

sidentin Ursula von der Leyen eine Omnibus-Ver-

ordnung an, welche die bestehenden und künfti-

gen ESG-Berichtspflichten bündeln soll. Die Initia-

tive umfasst Regelungen aus der Corporate

Sustainability Reporting Directive (CSRD), der

Corporate Sustainability Due Diligence Directive

(CSDDD) und der EU-Taxonomie-Verordnung. Die

Ankündigung ist Teil der Budapester Erklärung

zum „Neuen Deal für die europäische Wettbe-

werbsfähigkeit“, die einen Zwölf-Punkte-Plan um-

fasst, der u. a. darauf abzielt, den wirtschaftlichen

Wohlstand, die Sicherheit und die Widerstandsfä-

higkeit Europas in den kommenden Jahren zu

stärken. Bereits im ersten Halbjahr 2025 sollen

„konkrete Vorschläge zur Reduzierung der Be-

richtspflichten um mindestens 25 %“ vorliegen.

In einer Pressekonferenz nach dem EU-Gipfeltref-

fen erklärte von der Leyen, dass die Datenpunkte

oft redundant und überlappend seien. Sie kün-

digte an, dass die Berichtspflichten künftig stärker

gebündelt und reduziert werden sollen, um Büro-

kratie abzubauen. Sie betonte jedoch auch, dass

die Inhalte der Richtlinien und Verordnungen im

Kern erhalten bleiben sollen.
(Neu auf WPK.de vom 2.12.2024)
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